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Die gemeinsame EG-Verkehrspolitik entwickelt sich mit derselben Dynamik fort,
die sie schon Mitte der achtziger Jahre gewonnen hat1. Der Ministerrat baut
unter aktiver spanischer und französischer Präsidentschaft die Gemeinschafts-
rechtsordnung vor allem in den Bereichen Straßenverkehr und Luftfahrt weiter
aus. Besonders hervorzuheben ist hier ein erster Schritt zur Liberalisierung der
Zulassung von nicht gebietsansässigen Transportunternehmern zum nationalen
Straßengüterverkehr (Kabotage). Die Kommission leitete sowohl für die See-
schiffahrt wie für die Luftfahrt die zweite Phase der gemeinsamen Politik jeweils
mit einem Paket von neuen Vorschlägen ein und belebte auch die Eisenbahnpo-
litik mit einem Bündel von Vorschlägen neu2. Damit wird die Vollendung des
Binnenmarktes 1992 auch für den Verkehr greifbar. Seit Herbst 1989 rücken
darüber hinaus die Verkehrsbeziehungen der Gemeinschaft zu den Ländern
Mittel- und Osteuropas in den Vordergrund des Interesses. Im Prozeß der
deutschen Einigung wird auch der acquis communautaire zu berücksichtigen sein.

Abrundung der Politik für den Straßenverkehr

Der Ministerrat ist entsprechend dem Untätigkeitsurteil des Europäischen Ge-
richtshofs vom 23. Mai 19853 nicht nur dazu verpflichtet, die Dienstleistungs-
freiheit für den grenzüberschreitenden Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten
herzustellen. Er muß vielmehr auch die Bedingungen festlegen, nach denen ein
Verkehrsunternehmer zu Beförderungen innerhalb eines Staates zugelassen wird,
in dem er nicht ansässig ist (Art. 75 Abs. 1 a und b des EWG-Vertrags). Im
Dezember 1989 hat der Rat mit zwanzig Jahren Verspätung gegenüber der dafür
im Vertrag vorgesehenen Frist4 für diese Kabotageregelung im Straßengüterver-
kehr eine erste Verordnung erlassen5. Ab 1. Juli 1990 steht für die Unternehmer
in der EG ein gemeinschaftliches Kabotagekontingent von 15.000 Kabotagege-
nehmigungen zur Verfügung, die für jeweils zwei Monate gelten. Eine solche
Genehmigung gewährt dem Inhaber, der eine Niederlassung in einem Mitglied-
staat hat, den freien Zugang zum Güterkraftverkehr innerhalb der anderen
Mitgliedstaaten zu den dort geltenden Bedingungen. Dies bedeutet z. B. für die
Bundesrepublik, daß Unternehmer aus anderen Mitgliedstaaten, die eine gemein-
schaftliche Kabotagegenehmigung haben, zwischen zwei deutschen Städten
Ladung im Güterfernverkehr befördern können, ohne daß sie die dafür an sich
nach dem deutschen Güterkraftverkehrsgesetz erforderliche Genehmigung besit-
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zen. Hier zeigt sich, wie stark die gemeinsame Verkehrspolitik der EG, die jetzt
mehr und mehr Gestalt annimmt, in die nationale Marktordnung der Mitglied-
staaten eingreift. Daraus erklärt sich auch, daß es eines Zeitraumes von dreißig
Jahren bedurfte, um dieses im EWG-Vertrag enthaltene Ziel, die Beseitigung von
Diskriminierungen von Nichtgebietsansässigen beim Marktzugang, in die Tat
umzusetzen; und auch jetzt noch war dies nur durch Mehrheitsbeschluß gegen
die Bundesrepublik Deutschland möglich.

Überdies wird deutlich, daß die kontrollierte deutsche Wettbewerbsordnung
für die Transportwirtschaft, die auf Regelungen aus den 30er Jahren zurückgeht,
der neuen Lage in der EG angepaßt werden muß. Denn die derzeit noch geringe
Anzahl der EG-Kabotagegenehmigungen wird in den kommenden Jahren konti-
nuierlich wachsen: Eine jährliche Aufstockung um 10% bis 1992 sieht die Ver-
ordnung vom Dezember vor und kündigt eine weitere Regelung ab 1.1.1993
an. Damit wird das System der mengenmäßigen Beschränkung der deutschen
Güterfernverkehrsgenehmigungen allmählich unterlaufen. Die Neuordnung des
Verkehrsmarktes wird daher innerhalb der Bundesrepublik intensiv und kontro-
vers diskutiert. Das Güterkraftverkehrsgewerbe tritt naturgemäß für eine erneute
Marktzugangsregelung ein6, die Verladerschaft ist für die Liberalisierung, die sich
EG-weit immer stärker durchsetzt7. Die Bundesregierung wird sich der Sache
annehmen müssen.

Diese Frage des Marktzugangs, also der Kapazität des Angebots, berührt auch
das System der Preisbildung. Der Rat hat deshalb ebenfalls im Dezember 1989
endgültig die freie Preisbildung für den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr
in der EG eingeführt8. Sie gilt ab 1. Januar 1990. Das wird unweigerlich auch
Rückwirkungen auf die derzeit noch geltenden obligatorischen Tarife für den
Straßenverkehr in Deutschland haben, der in starkem Maße parallel zu den
grenzüberschreitenden Verkehren verläuft.

Diese Thematik ist zugleich ein Beispiel dafür, daß im Zuge der Vereinigung
der beiden deutschen Staaten gerade auch im Bereich der Transportwirtschaft
EG-Recht übernommen und in die gesamtdeutsche Rechtsordnung integriert
werden muß9. Das ist nicht nur eine Frage der Ausarbeitung von Übergangsre-
gelungen zwischen Deutschland und der Gemeinschaft; vielmehr sollte es auch
für Deutschland zum Anlaß genommen werden, seine nationale Marktordnung
auf den großen EG-Binnenmarkt auszurichten. Wie wichtig es ist, die deutsche
und die europäische Verkehrsmarktordnung harmonisch aufeinander abzustim-
men, zeigt sich auch an der Frage der fiskalischen Belastung der Güterkraftver-
kehrsunternehmen mit spezifischen Verkehrsabgaben: Kfz-Steuer, Mineralölsteuer
auf Dieselkraftstoff und Wegezölle10. Nach der Ratstagung der Verkehrsminister
vom 29./30. März 1990 ist jetzt deutlich geworden, daß die Bemühungen um eine
Harmonisierung der spezifischen Abgaben auf Gemeinschaftsebene nicht so weit
gediehen sind, daß die Bundesregierung ihrerseits auf die Einführung der neuen
Gebühr verzichtet hätte. Im Gegenteil, der Bundestag hat sie mit großer Mehr-
heit am 29. März beschlossen, obwohl die Kommission schon im Juni 1989 eine
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negative Stellungnahme abgegeben und darauf hingewiesen hatte, daß die Ein-
führung der Gebühr bei gleichzeitiger Senkung der Kfz-Steuer gegen das Stillhal-
tegebot des Art. 76 EWG-Vertrag verstößt. Die Kommission oder ein Mitglied-
staat werden voraussichtlich den Europäischen Gerichtshof wegen Verstoßes
gegen das genannte Gebot anrufen; die eigentliche Problematik liegt darin, daß
die Bundesrepublik einseitig zu lösen versucht, was sinnvoll nur gemeinschaftlich
gelöst werden kann und muß.

Dem Fortschritt bei der Liberalisierung des Güterverkehrs auf der Straße
steht nach wie vor die Stagnation beim Straßenpersonenverkehr mit Reisebussen
gegenüber. Hier ist es dem Rat auch auf seiner Tagung am 29./30. März 1990
nicht gelungen, das bestehende Gemeinschaftsrecht11 den Erfordernissen der
Dienstleistungsfreiheit im Sinne des EuGH-Urteils von 198512 anzupassen. Die
Kommission wird daher eine Anschlußklage erwägen müssen, wobei die gerichtli-
che Feststellung der erneuten Untätigkeit zur unmittelbaren Anwendung des
Verbots der Diskriminierung von Nichtgebietsansässigen führen könnte13.

Neue Perspektiven für die 90er Jahre

Seit Amtsantritt der Kommission Delors II hat sich der für Verkehr zuständige
Kommissar van Miert dafür eingesetzt, die EG-Verkehrspolitik auf die Erforder-
nisse der kommenden Jahre, über die Jahrtausendwende hinaus, auszurichten. Es
kommt für ihn darauf an, vor allem in denjenigen Bereichen der Verkehrspolitik
neue Impulse zu geben, die in den vergangenen Jahren nicht im Vordergrund
der Gemeinschaftsaktivität gestanden haben oder für die die erzielten Ergebnisse
nicht vollständig sind. Zur ersten Gruppe gehören Eisenbahnen und Binnen-
schiffahrt, zur zweiten Seeschiffahrt und Luftfahrt. Für die Binnenschiffahrt
wurde die im März 1989 beschlossene Abwrackregelung14 auf der Grundlage
zusätzlicher Durchführungsbestimmungen der Kommission15 in die Praxis umge-
setzt; weitere Kommissionsvorschläge zur Strukturbereinigung und zur Marktord-
nung sind in Vorbereitung.

Seeschiffahrt

Die erste Phase der europäischen Seeschiffahrtspolitik, der vier Verordnungen
von 198616 und eine Verordnung von 1979 zur Linienschiffahrt17 zugerechnet
werden können, war vor allem der Sicherung marktwirtschaftlicher Grundsätze
innerhalb der Gemeinschaft und für den Weltseeverkehr gewidmet. Kommission
und Rat sind jetzt in zunehmendem Maße mit der Anwendung dieser Verord-
nungen beschäftigt, die allerdings nicht ausreichen, um die Position der Gemein-
schaftsflotten auf dem Weltschiffahrtsmarkt zu festigen. Dazu ist insbesondere
auch eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit dieser Rotten durch Kosten-
senkung notwendig. Die Kommission hat ihre Vorschläge dazu im August 1989
im Rahmen einer umfassenden Mitteilung18 an den Rat vorgelegt. Es gilt vor
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allem, durch sogenannte positive Maßnahmen zu vermeiden, daß in den EG-
Ländern immer weniger Schiffe registriert sind. So ist der Anteil der EG an der
Welthandelsflotte in den letzten zehn Jahren von fast 30% auf 14,8% (1989)
zurückgegangen. Entsprechend hat auch die Zahl der beschäftigten Seeleute um
etwa die Hälfte auf etwa 140.000 abgenommen. Diese Entwicklung muß aufge-
halten werden, wenn die Gemeinschaft ihr Seeschiffahrtstransportgewerbe nicht
in absehbarer Zeit ganz verlieren will. Die Gemeinschaft als größter Handelspart-
ner der Welt kann auf eigene Schiffahrt und Schiffahrtspolitik nicht verzichten.

Die Schwierigkeit liegt darin, daß die Kosten für Seeschiffe, die in Ländern
mit sogenannten offenen Registern registriert sind, z.B. Liberia, Panama oder
Zypern - pro Jahr durchschnittlich etwa 700.000 bis 800.000 ECU niedriger
liegen als für Schiffe, die in der EG registriert sind. Hier wirken sich Unterschie-
de in der Unternehmensbesteuerung und in den Bemannungskosten aus, die sich
aus der Möglichkeit der Beschäftigung von Seeleuten aus der Dritten Welt
ergeben, denen geringere Löhne gezahlt werden. Die Gegenmaßnahmen inner-
halb der Gemeinschaft müssen darin bestehen, die Unterriehmensbesteuerung für
Reedereien so günstig wie möglich zu gestalten und die Personalkosten dadurch
zu verringern, daß die Einkommensteuer der Seeleute herabgesetzt und die
Reeder von den Sozialversicherungskosten entlastet werden. Insoweit hat auch
der Wirtschafts- und Sozialausschuß die Kommission unterstützt19; allerdings
bedauert er, daß sie derartige Maßnahmen den Mitgliedstaaten überläßt. In der
Tat will die Kommission selbst die Maßnahmen nur unter Beihilfegesichtspunk-
ten - Art. 92 und 93 EWG-Vertrag - darauf überprüfen, daß keine Wettbe-
werbsverzerrungen entstehen. Sie hat davon abgesehen, Vorschläge für eine ent-
sprechende Gemeinschaftsgesetzgebung vorzulegen, weil sie fürchtet, die Grund-
sätze der Steuerneutralität zu verletzen.

Es zeigt sich hier erneut, wie komplex die Entwicklung der gemeinsamen EG-
Verkehrspolitik ist. Das Europäische Parlament wird voraussichtlich ebenso wie
der WSA die Kommission auffordern, ihre noch etwas blutleeren Vorschläge für
ein Gemeinschaftsregister - EUROS - und eine Gemeinschaftsflagge um finan-
zielle und fiskalische Maßnahmen zu ergänzen. Der Rat hat im Dezember 1989
von der Kommission weitere Begleitmaßnahmen erbeten: Freistellung von
Konsortien vom Kartellverbot, Transport von Nahrungsmittelhilfe, Transfer von
Schiffen zwischen Registern der Mitgliedstaaten usw.20.

Luftfahrt

Seit Dezember 198721 gehört auch die Zivilluftfahrt zum festen Bestandteil der
gemeinsamen Verkehrspolitik und ihrer Weiterentwicklung. Der Rat hat 1989
verschiedene Maßnahmen zur Abrundung des Pakets von 1987 verabschiedet und
für die weitere Politik die Richtung gewiesen, z. B. zu den Engpässen bei der
Flugsicherung, zur künftigen Ausgestaltung der Marktordnung sowie zur techni-
schen und sozialen Harmonisierung22. Das zügige Vorgehen des Rates hat zu
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einer Kontroverse mit dem Europäischen Parlament geführt, das seine Stellung-
nahme noch nicht abgegeben hatte und sich übergangen fühlte.

Mit der Vollendung des Binnenmarktes im Luftverkehr ist also ebenfalls bis
Ende 1992 zu rechnen. Die Gemeinschaft muß sich somit verstärkt auch mit den
Außenbeziehungen zu Drittstaaten in diesem Bereich befassen. Die Kommission
hat dazu im Anschluß an die Schlußfolgerungen des Rates vom Dezember 1989
im Frühjahr 1990 erste Vorschläge23 vorgelegt. Diese hat sie nicht mehr, wie
bisher im Verkehrsbereich üblich, auf die Verkehrsartikel (Art. 75 bis 84) ge-
stützt, sondern auf Art. 113, also die Bestimmung über die gemeinsame Außen-
handelspolitik. Sie ist der Auffassung, daß mit fortschreitender Integration und
im Zusammenhang mit der Uruguay-Runde im GATT über den freien Handel
mit Dienstleistungen sich auch die Handelspolitik der EG auf diesen Bereich er-
streckt. Rat und EP bestreiten diese Auffassung, der Rat, weil er die mit Art.
113 verbundene ausschließliche Gemeinschaftskompetenz vermeiden will, das
Parlament, weil Art. 113 seine Konsultation beim Abschluß von Handelsverträ-
gen nicht vorsieht. Dies ist ein interessantes Beispiel für die Machtauseinander-
setzungen zwischen den Institutionen, die der ungeschriebenen Weiterentwick-
lung der EG-Verfassung eigen sind. Letztlich wird auch hier der Gerichtshof
entscheiden müssen. Die vorgesehenen Verhandlungen mit den EFTA-Staaten
über die Luftverkehrsbeziehungen dürften aber von dem internen Streit vorerst
nicht berührt werden. Dies gilt um so mehr, als diese Verhandlungen, wie dieje-
nigen über den Verkehrssektor allgemein, in den Prozeß eingebettet sind, durch
den der große Europäische Wirtschaftsraum zwischen EG und EFTA geschaffen
werden soll.

Eisenbahnen

Die Eisenbahnpolitik der Gemeinschaft ist Anfang der 80er Jahre zum Stillstand
gekommen. Bis dahin waren einige grundsätzliche Regeln zur Rechnungslegung
der Bahn und den staatlichen Beihilfen, zur Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Leistungen und zur Autonomie der Geschäftsführung erlassen worden24. Diese
Vorschriften reichten aber bei weitem nicht aus, um die komparativen Vorteile
des Verkehrsträgers Schiene im europäischen Binnenmarkt zum Tragen zu
bringen: Die Schiene wäre bei guter Organisation ihres Leistungsangebots der
günstigste Verkehrsträger im Güterverkehr für die Beförderung großer Mengen
über weite Strecken über Land und im Personenverkehr für die Beförderung
zwischen Ballungszentren in mittlerer Entfernung voneinander. Die überkomme-
nen Strukturen der Staatsbahnen ließen es aber bisher nicht zu, daß die Schiene
mit der Straße erfolgreich in Wettbewerb treten oder mit dieser in größerem Stil
kombinierte Transportketten aufbauen konnte.

Um das Leistungsangebot zu modernisieren, hat die Kommission am 1.
Dezember 1989 erneut ein Bündel eisenbahnpolitischer Maßnahmen vorgeschla-
gen25, die zum Teil frühere Vorschläge wieder aufgreifen. Die Vorschläge betref-
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fen drei Kernbereiche: die sogenannte Trennung von Netz und Betrieb, die
Förderung des kombinierten Verkehrs Schiene/Straße/Binnenwasserweg sowie die
Schaffung eines europäischen Hochgeschwindigkeitsnetzes für die Eisenbahn.
Diesen letztgenannten Vorschlag hat der Rat schon am 4./5. Dezember 1989
aufgegriffen, indem er die Bildung einer Arbeitsgruppe bei der Kommission
anregte, die bis Ende 1990 einen Leitplan für ein europäisches Hochgeschwindig-
keitsnetz entwickeln soll26. In der Tat kommt es für die Zukunft darauf an, die
Infrastrukturinvestitionen in den Schienenweg, die in der Vergangenheit vernach-
lässigt wurden, kräftig zu erhöhen, damit die Vorteile, die die Eisenbahn dem
Verkehrsnetz insgesamt bringen kann, bald genutzt werden können. In diese
Investitionspläne und -entscheidungen müssen auch die Gebiete der DDR und
der anderen osteuropäischen Länder einbezogen werden.

Ausblick

.Mit der Vollendung des Binnenmarktes holt auch die EG-Verkehrspolitik den
Rückstand bei der Verwirklichung der ursprünglichen Vertragsziele auf. Sie kann
und muß sich deshalb stärker den Fragen zuwenden, die sich heute schon
abzeichnen und künftig verschärft stellen werden: Ballungsprobleme im Straßen-
und Luftverkehr in Zentraleuropa, die Notwendigkeit verstärkten Umweltschut-
zes bei Aufnahme immer größerer Transportmengen im Zuge des allgemeinen
Wirtschaftswachstums in Europa und der Welt, wobei auch der innergemein-
schaftlichen Küstenschiffahrt größere Bedeutung zukommen dürfte, Verstärkung
der Bemühungen um die Verkehrssicherheit, Neuorientierung der Wegenetze in
der Ost-West-Relation, Beteiligung der Gemeinschaft an den Planungen und
Finanzierungen von Investitionen in Verkehrswege von europäischem Interesse,
Regelung der Verkehrsbeziehungen der Gemeinschaft mit Drittstaaten. Im
Hinblick auf diese Fragestellungen hat Kommissionsmitglied van Miert eine
Arbeitsgruppe von "Sechs Weisen" ins Leben gerufen, die bis Ende 1990 einen
Bericht vorlegen soll, von dem weitere Anstöße erwartet werden.
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